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Vorhaben: Entnahme von Bibern im Bereich der Deichanlagen innerhalb des Landkreises
Uckermark
Schutzgebiet: Nationalpark „Unteres Odertal“, FFH-Gebiet „Unteres Odertal“, SPA-Gebiet
„Unteres Odertal“
Ihre Bescheide vom 18.09.2024 und 20.09.2024
Ihr Geschäftszeichen: 2024/681.8/037/UNB
Hier: Stellungnahme und Aufforderung zur Anwendung des geltenden Rechts
Unser Zeichen: TS24-031 BUND Bbg – Biberabschuesse Oder (Bitte immer angeben)

Sehr geehrte Frau Amtsleiterin Dr. Spundflasch, sehr geehrte Frau Hauslage,
sehr geehrte Damen und Herren,

in o. g. Sache zeige ich an, dass ich den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Landesverband Brandenburg e. V., Mauerstraße 1, 14469 Potsdam, anwaltlich vertrete.

Wir nehmen Bezug – vielen Dank dafür – auf Ihre E-Mail vom 24.09.2024 und die Übersendung
der Bescheide vom 18.09.2024 und 20.09.2024.

Zunächst bedanken wir uns für die Durchführung der – wenn auch aufgrund der Dringlichkeit
kurzen – Verbandsbeteiligung vor Erlass Ihres Bescheides.

RA  Tim Stähle  *  Grolmanstraße 39  * 10623 Berlin

Kreisverwaltung Uckermark
Die Landrätin des Landkreises Uckermark
Landwirtschafts- und Umweltamt
Untere Naturschutzbehörde
Karl-Marx-Straße 1
17291 Prenzlau

Vorab per E-Mail: judith.hauslage@uckermark.de
amt68@uckermark.de
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Nach rechtlicher Prüfung insbesondere des Bescheids vom 20.09.2024 erlauben wir uns die
folgenden Hinweise.

Die rechtliche Prüfung hat ergeben, dass der Bescheid vom 20.09.2024 rechtswidrig war und
gegen geltendes Naturschutzrecht verstößt. Wir bitten die nachfolgenden Ausführungen im
Falle künftiger Hochwasserereignisse zu berücksichtigen, um einen rechtskonformen Umgang
mit dem geltenden Naturschutzrecht unter Beachtung der ordnungsgemäßen Verbandsbetei-
ligung sicherzustellen.

Zu den Ergebnissen der rechtlichen Prüfung:

Es ist Ihnen mit Ihrem Bescheid vom 19.09.2024 nicht gelungen, den Anwendungsbereich der
BbgBiberV mit den dort vorgesehenen Abschussmaßnahmen für die Schutzgebiete zu eröff-
nen. Ihr Bescheid verstößt wegen unzureichender Prüfung sowohl gegen das Artenschutzrecht
als auch gegen das Europäische Schutzgebietsrecht.

1. Zum Sachverhalt

Sie haben unter dem Datum des 18.09.2024 und des 20.09.2024 jeweils zwei Bescheide zum
Abschuss von Bibern für den Bereich der Winterdeichanlagen erteilt. Das Verhältnis zwischen
den Bescheiden ist leider nicht eindeutig. Jedoch drängt sich der Eindruck auf, dass der jüngere
Bescheid den älteren ersetzt. Denn erst der jüngere Bescheid vom 20.09.2024 beschränkt die
„Entnahme“ von Bibern auf die nicht durch Biberschutzmatten gesicherten Abschnitte des
Winterdeichs im Nationalpark Unteres Odertal.

Rechtswidrig ist der Bescheid vom 20.09.2024 aus folgenden Gründen, wobei wir vorwegge-
stellt zum rechtlichen Rahmen ausführen.

2. Rechtlicher Rahmen

Den artenschutzrechtlichen Rahmen zur Tötung von Bibern zum Zwecke des Hochwasser-
schutzes gibt § 45 Abs. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes vor. Nach dieser Vorschrift können
die zuständigen Behörden die Tötung von Bibern („Entnahme“) ausnahmsweise zulassen. Vo-
raussetzung dafür ist, dass die Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öf-
fentlichen Sicherheit, notwendig ist (§ 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4 Bundesnaturschutzgesetz).

Die Behörden dürfen die Ausnahme nur zulassen, wenn zumutbare Alternativen nicht gege-
ben sind und der Erhaltungszustand der Populationen sich nicht verschlechtert
(§ 45 Abs. 7 S. 2 Bundesnaturschutzgesetz).
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Dabei haben die Landesregierungen gemäß § 45 Abs. 7 S. 4 Bundesnaturschutzgesetz die Mög-
lichkeit durch Rechtsverordnung allgemein Ausnahmen zuzulassen. Das Land Brandenburg hat
von dieser Möglichkeit mit der Verordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den
Schutzvorschriften für den Biber (nachfolgend: BbgBiberV) Gebrauch gemacht.

Die BbgBiberV sieht konkrete Anforderungen an den Abschuss von Bibern vor. So ist zum Bei-
spiel der Abschuss gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 BbgBiberV nur dann zulässig, wenn Fachpersonen
zuvor vier Wochen lang erfolglos versucht haben, den Biber zu vergrämen. Vergrämen bedeu-
tet etwa, dass die Fachpersonen zunächst versuchen, Biberbaue und Biberburgen zu verfüllen
oder zu beseitigen. Dies in der Absicht, die Lebensstätten des Bibers unbrauchbar zu machen
(§ 2 BbgBiberV).

Vorherige Vergrämungsmaßnahmen sind allerdings nicht notwendig, soweit es um Tötungs-
maßnahmen an Hochwasserschutzanlagen nach § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BbgBiberV geht1. Hierun-
ter fallen die Deiche einschließlich der zugehörigen wasserbaulichen Anlagen.

Zu Recht nimmt die Verordnung gemäß § 1 Abs. 4 S. 1 BbgBiberV die Naturschutzgebiete und
die Europäischen Schutzgebiete (FFH-Gebiete) von der Anwendung aus. Denn in diesen Ge-
bieten gelten über das Artenschutzrecht hinaus weitergehende naturschutzrechtliche Anfor-
derungen. Für diese Gebiete gilt die BbgBiberV mit all ihren Vorgaben zum Abschuss nur unter
bestimmten, zusätzlichen Voraussetzungen.

Mit dieser Regelung spielt die Landesregierung den Ball an die unteren Naturschutzbehörden
der Landkreise. Die Landkreise haben die Möglichkeit den Anwendungsbereich der BbgBiberV
für die Schutzgebiete zu eröffnen.

So können die Landkreise auf Antrag für Naturschutzgebiete eine so genannte flächenschutz-
rechtliche Befreiung nach § 67 Bundesnaturschutzgesetz zu erteilen. Bei den Europäischen
Schutzgebieten müssen die Landkreise sogar positiv feststellen, dass eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele des jeweiligen Gebiets bei Durchführung der Tötungsmaßnah-
men ausgeschlossen ist.

Von dieser Möglichkeit haben Sie im Zusammenhang mit dem Oder-Hochwasser im Septem-
ber 2024 Gebrauch gemacht. Eine rechtskonforme Umsetzung ist mit dem Bescheid vom
20.09.2024 jedoch nicht gelungen.

1 Vgl. dazu § 3 Abs. 1 S. 3 BbgBiberV.
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3. Rechtsfehlerhafter Bescheid

a) Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Anforderungen

Ihr Bescheid vom 20.09.2024 verstößt gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote, weil
er ohne zureichende Prüfung des § 45 Abs. 7 Bundesnaturschutzgesetz die Tötung von Bibern
zulässt.

Sie haben – anders als im Zusammenhang mit dem Hochwasser etwa der Landkreis Oder-
Spree oder die Kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) – eine eigenständige artenschutzrechtliche
Ausnahme zum Abschuss der Biber für den Nationalpark Unteres Odertal erteilt. Dabei sind
Sie offenbar – im Gegensatz zu anderen Landkreisen – davon ausgegangen, dass Sie den Ar-
tenschutz selbst prüfen und regeln müssten. Diese Auffassung ist nicht nachvollziehbar, was
den Bescheid schwer verständlich macht.

Die artenschutzrechtliche Ausnahme für den Biberabschuss ist die BbgBiberV als Landesver-
ordnung. Sie regelt unmittelbar den Abschuss. Für die Anwendung dieser Verordnung im Na-
tionalpark „Unteres Odertal“ bedarf es nach § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 BbgBiberV „lediglich“ der
flächenschutzrechtlichen Befreiung sowie der FFH-rechtlichen Prüfung (§ 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 2,
S. 2 BbgBiberV). Die weitergehende, zusätzliche artenschutzrechtliche Ausnahme war entge-
gen Ihrer Annahme nicht notwendig. Jedenfalls nicht, wenn der Bescheid lediglich der Umset-
zung von Maßnahmen dienen soll, die bereits in der BbgBiberV geregelt sind.

Wenn Sie sich gleichwohl dafür entscheiden eigenständig die artenschutzrechtliche Aus-
nahme zu erteilen, müssen Sie die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG durchprüfen.
Dies ist im Bescheid nicht geschehen. Die artenschutzrechtliche Ausnahme dürfen Sie gemäß
§ 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG nur erteilen, wenn keine zumutbaren Alternativen gegeben sind und
sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert.

Die Prüfung, ob sich der Erhaltungszustand der (lokalen) Population nicht verschlechtert, ha-
ben Sie im Verwaltungsverfahren nicht hinreichend durchgeführt.

In Bezug auf das FFH-Recht gestehen Sie sogar zu, dass es an belastbaren Zahlen zur aktuellen
Populationsgröße des Bibers im Nationalpark fehle. Auch eine Prognose der Anzahl der zu
entnehmenden Tiere fehle. Der alleinige Verweis auf den guten bis sehr guten Erhaltungszu-
stand im Schutzgebiet bei vermutlich geringer Zahl zu entnehmender Tiere reicht angesichts
dessen nicht. Sie bestätigen das Ermittlungsdefizit. Es erlaubte Ihnen keine belastbare Bewer-
tung der Auswirkungen auf die lokale Population. Nichts anderes ergibt sich aus den Regelun-
gen des Bescheids selbst. Dort verzichteten Sie etwa auf eine zahlenmäßige Begrenzung der
Abschussmaßnahmen.

Ebenfalls verzichteten Sie darauf den Abschuss an das Vorliegen bestimmter Voraussetzungen
zu knüpfen, was gleichermaßen das Fehlen einer den Anforderungen entsprechenden
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Alternativenprüfung indiziert. Nach dem Bescheid – wie der BbgBiberV – ist es für den Ab-
schuss ausreichend, dass sich der Biber auf bzw. an dem Deich aufhält. Dabei handelt es sich
um eine rein präventive Tötungsmaßnahme, denn sie erlaubt den Abschuss des Bibers allein
aufgrund seines Aufenthaltsorts. Ob der betroffene Biber tatsächlich einen die Standsicher-
heit einer Hochwasserschutzanlage gefährdenden Bau errichtet hat, ist unerheblich.

Eine Alternativenprüfung, welche die Entwicklung von Maßnahmen erlaubt, hätte mindestens
folgende Umstände berücksichtigen müssen:

 Biber legen nur dann neue Baue an, wenn ihr bisheriger Wohnkessel, etwa in Folge
eines Hochwassers, geflutet wird. Allerdings dauert das Anlegen eines Baus für den
Biber viele Tage. Er ist mit hohem Energieaufwand verbunden. Bei einem nur wenige
Tage dauernden Hochwasser wird der Biber eine solche Energieverschwendung nicht
zwingend bzw. regelmäßig betreiben.

 Nicht alle Deiche sind grabefähig: Alte Deiche, selbst wenn sie nicht durch mechani-
sche Metfallgeflechte geschützt sind, bestehen mitunter aus Schutt und Steinmateri-
alien. Ein Biber dringt womöglich nicht durch.

Diese aus unserer fachlichen Sicht zentralen Umstände haben in der gebotenen Alternativen-
prüfung keine Berücksichtigung gefunden.

Fazit: Die Voraussetzungen für die Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme zum zah-
lenmäßig unbeschränkten Abschuss von Bibern gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG lagen nicht vor.
Wenn Sie sich für eine eigenständige artenschutzrechtliche Prüfung entscheiden, müssen Sie
sich an den gesetzlichen Anforderungen messen lassen. Die notwendige Alternativenprüfung
sowie die Prüfung der Frage, ob eine Verschlechterung des Erhaltungsstands der (lokalen) Po-
pulation eintritt, sind nicht hinreichend erfolgt.

b) Verstoß gegen das FFH-Recht

Ihr Bescheid vom 20.09.2024 verstößt darüber hinaus gegen das FFH-Recht, § 34 Abs. 2
BNatSchG. Sie hätten den Verbotstatbestand jedenfalls auf Ebene der Ermessensausübung
berücksichtigen müssen.

Erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele des FFH-Gebiets „Unteres Odertal“ sind
nicht ausgeschlossen. Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung ist rechtsfehlerhaft nicht erfolgt. Ent-
gegen Ihrer Ansicht rechtfertigte die Eilbedürftigkeit keinen Verzicht. Für den Verzicht gibt es
keine rechtliche Grundlage. Sie durften sich der Erkenntnis nicht verschließen, dass die feh-
lende Beschränkung des Biberabschusses unvermeidbar die Annahme begründet, dass es zu
nachteiligen Veränderungen des Erhaltungszustands des Bibers kommen kann.
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Stattdessen ließen Sie in voller Kenntnis dessen,

 dass belastbare Zahlen zur aktuellen Populationsgröße des Bibers im Nationalpark
nicht vorliegen und

 eine Prognose zur Anzahl der zu entnehmenden Tiere nicht möglich war,

den zahlenmäßig nicht beschränkten Abschuss von Bibern zu. Alleinige Voraussetzung für den
Abschuss war der Aufenthaltsort des Bibers auf den Winterdeichen im Nationalpark „Unteres
Odertal“ sowie FFH-Gebiet „Unteres Odertal“.

Sie hätten im Verwaltungsverfahren jedoch u. a. prüfen müssen

 mit wie viel Abschüssen welcher Biber (Elterntiere, Jungtiere) auf Grundlage des Be-
scheids und der BbgBiberV zu rechnen ist,

 welche Auswirkungen die zu erwartenden Abschüsse auf den Erhaltungszustand der
lokalen Population haben.

Dabei hätten Sie erkennen müssen, dass die

 fehlende zahlenmäßige Begrenzung von Abschüssen,
 bei nachaktiven Tieren nicht gegebene Möglichkeit, Abschüsse von Elterntieren un-

selbstständiger Jungtiere zu verhindern,
 Abschussmöglichkeit, die an keine weiteren Kriterien geknüpft ist, außer dass sich das

Tier auf bzw. an dem Deich, den Deichschutzstreifen oder den Gäben zum Abführen
von Drängewasser, aufhält,

per se dazu geeignet ist, den Erhaltungszustand der lokalen Population nachteilig zu beeinflus-
sen.

Wir bitten Sie diese Ausführungen und die rechtliche Bewertung in künftigen Verwaltungsver-
fahren zu berücksichtigen und verbleiben mit freundlichen Grüßen

Tim Stähle
Rechtsanwalt
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